
2 8  K O P O  1 2  |  2 0 2 4

A
uf

m
ac

he
rb

ild
: ©

 S
to

ck
Ph

ot
oP

ro
 –

 s
to

ck
.a

do
be

.c
om

F I N A N Z E N

Um die Ko-Finanzierung nutzen zu können, werden dafür andere Vor-
haben vernachlässigt, die für die Kommune höhere Priorität hätten. 
Die Auswahl der zu realisierenden Maßnahmen geschieht somit oft-
mals nicht mehr nach dem vordringlichsten Bedarf der Kommune, 

sondern nach verfügbaren Fördermitteln. 

Die Problematik der Fördermittel ist aber weitaus vielschichtiger.

Für die deutschen Kommunen gibt es über 800 Förderprogramme. Was auf 
den ersten Blick nach einem Schlaraffenland für die kommunale Ebene aus-
sieht, erweist sich bei näherem Hinsehen als Trugschluss.

Im Dschungel dieser vielen Programme verlieren die Mitarbeiter in den 
Rathäusern schnell den Überblick. Der Zeitaufwand zur Durchforstung der Da-
tenbanken auf der Suche nach einem passenden Förderprogramm ist zeitauf-

„Noch ein Zuschuss und wir sind pleite“. Solche und ähn-
liche Aussprüche sind wohl von etlichen Bürgermeistern 
überliefert und zeigen eine Problemlage in Hinblick auf 
die Förderprogramme für Kommunen auf: Förderpro-
gramme wecken Begehrlichkeiten und viele kommunale 
Entscheidungsträger drängen in den Gremien auf die Re-
alisierung von Projekten, nur weil sie durch Fördermittel 
preiswerter verwirklicht werden können.

Förderprogramme:  
Geschenke mit Fallstricken

Dr. Astrid Mannes MdB
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wendig, die Fördermittelbeantragung ist 
komplex und die Förderrichtlinien sind zu 
kompliziert – und längst hat der Fachkräf-
temangel auch die Verwaltungen erreicht. 
Immer steigende Anforderungen bei der 
Mittelbeantragung bei gleichzeitigem Per-
sonalmangel stellen die Kommunen vor 
große Herausforderungen.

Die Kommunen müssen meist in Vor-
lage treten und erhalten die Fördermittel 
erst im Nachgang der Maßnahme nach 
 Abschluss der Verwendungsnachweisprü-
fung. Das Verfahren der Einzelverwen-
dungs nachweise ist zeit- und arbeitsinten-
siv.

Auch klagen Kommunen oft über die zu 
kurz bemessenen Fristen zur Einreichung 
der Anträge. Zwischen der Antragstellung 
und dem Erhalt des Fördermittelbescheids 
vergeht oftmals sehr viel Zeit und letztlich 
schwebt bei jedem mit Fördermitteln fi-
nanziertem Projekt das Damoklesschwert 
der Rückforderung von bereits verwende-
ten Fördermitteln über der Kommune.

So werden viele Fördermittel gar nicht 
abgerufen. Der unzureichende Fördermit-

telabruf resultiert nicht aus Desinteresse und erst recht nicht aus 
einer ausreichend guten Finanzausstattung der Kommunen her-
aus, sondern zeigt vielmehr die Handlungsfelder auf, die ange-
gangen werden müssen, damit ein effizienter Mittelabfluss erfol-
gen kann.

Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung

Durch die Fördermittelbereitstellung für bestimmte Aufgaben-
bereiche greifen die oberen Ebenen lenkend in die kommunale 
Selbstverwaltung ein. Sie setzten den Kommunen Anreize, in be-
stimmte Bereiche zu investieren bzw. ganz bestimmte Projekte 
umzusetzen und steuern die Projekte der Kommunen somit nach 
von ihnen vorgegebenen Schwerpunkten.

Förderprogramme gehen häufig am Bedarf der 
Kommunen vorbei

Und noch ein Problem tut sich in diesem Zusammenhang auf: 
Die vielen Förderprogramme decken zwar viele verschiedene 
Bereiche ab, gehen aber häufig am Bedarf der Kommunen vor-
bei. Denn überwiegend werden Investitionen gefördert und we-
niger Erhaltungsmaßnahmen. Viele Kommunen wünschen sich 
eine stärkere finanzielle Unterstützung im Bereich eben solcher 
Erhaltungsmaßnahmen.  

F I N A N Z E N

Die vielen Förderprogramme sind gut gemeint, 
aber nicht gut. Denn sie verursachen für die 
Kommunen einen hohen Rechercheaufwand, 
den vor allem kleinere Kommunen personell 
nicht leisten können.  

Förderprogramme verursachen in Zeiten, in 
 denen alle von der dringenden Notwendigkeit 
zur Reduzierung von Bürokratie reden, einen 
enormen bürokratischen Aufwand nicht nur für 
die Kommunen, sondern auch für die Bewilli-
gungsstellen. Denn auch die Förderprogramme 
müssen aufgesetzt, die Antragsunterlagen und 
Verwendungsnachweise geprüft und die Mittel-
auszahlung veranlasst und überwacht werden. 
Da das Verfahren der Einzelverwendungsnach-
weise für beide Seiten sehr zeitaufwendig ist, 
stellt sich die Frage, ob die pauschale Auszah-
lung nicht eine erhebliche Vereinfachung auch 
im Sinne des Bürokratieabbaus sein würde.

Am besten könnten der enorme Bürokratieauf-
wand und die Transaktionskosten für die Ver-
waltungen allerdings gesenkt werden, indem 
man die grundgesetzlich verbriefte kommunale 
Selbstverwaltung  ernst nimmt und die Kommu-
nen selbst entscheiden lässt, wofür sie ihre 
 Mittel einsetzen möchten und wo ihr Bedarf ist.

Da eine Kommune kaum aus eigenen Mitteln 
zum Beispiel einen Schwimmbadbau oder einen 
Kulturbetrieb wird stemmen können, wird es 
ganz ohne Förderprogramme nicht gehen. 
Warum aber nicht zumindest die Förderpro-
gramme der Länder- und Bundesebene auf ein 
Minimum reduzieren und die Mittel, die damit 
frei werden, nach dem üblichen Schlüssel direkt 
an die Kommunen verteilen und diese Gelder 
damit wieder in die Selbstverwaltung der 
 Kommune legen?

Sicherlich lassen sich Lösungen finden, wie die 
Mittel, die jetzt in die Förderprogramme gege-
ben werden, unbürokratisch an die Kommunen 
weitergeleitet werden können. Eine Option 
 wäre auch, die Kommunen stärker an den 
 Steuereinnahmen zu beteiligen und dafür die 
Förderprogramme zu reduzieren.
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